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Landkreis Stendal

Öffentliche Bekanntmachung

Mandatsübergang auf den nächst festgestellten Bewerber des Kreistages 
des Landkreises Stendal für die Wahlperiode 2004 - 2009 

nach Ausscheiden eines Kreistagsmitgliedes

Auf Grund der Feststellung des Wahlergebnisses zur Kreistagswahl am 13. Juni 2004 durch
den Wahlausschuss in seiner öffentlichen Sitzung am 17. Juni 2004 geht das Mandat des aus-
geschiedenen Kreistagsmitgliedes 
Herrn Carsten Wulfänger der CDU, Wahlbereich III Osterburg-Havelberg
auf
Herrn Eberhard Andert der CDU, Wahlbereich III Osterburg-Havelberg
über.

Stendal, den 08.10.2008

Jörg Hellmuth

Landkreis Stendal

Öffentliche Bekanntmachung
an die Eigentümer der jagdbezirksfreien und abzurundenden Flächen 

der Fluren 19 und 21 in der Gemarkung Schollene und
Flur 5 in der Gemarkung Rehberg

Aus Erfordernissen der Jagdpflege und Jagdausübung macht sich eine Abrundung der beste-
henden Eigenjagd Rehberg - Schollene Nr. 360 erforderlich. 
Es sind jagdbezirksfreie Flächen entstanden, deren Angliederung notwendig ist.
Es ergeht daher von Amts wegen auf der Grundlage des § 5 Abs. 1 Bundesjagdgesetz
(BJagdG) sowie der §§ 5 und 6 Landesjagdgesetz (LJagdG) i.V.m. den Ausführungsbestim-
mungen (AB LJagdG) zu § 5 BJagdG folgende Verfügung:

1. Die in der Anlage aufgeführten Grundflächen werden dem Eigenjagdbezirk Rehberg -
Schollene angegliedert.
2. Die Abrundungsverfügung gilt ab sofort auf Dauer und wird auf Widerruf erlassen.
3. Die sofortige Vollziehung wird angeordnet.

Die Verfügung mit der Begründung kann während der Sprechzeiten des Landkreises im Ge-
bäude des Landkreises Stendal, Untere Jagdbehörde, Wendstraße 30 in 39576 Stendal, ein-
gesehen werden.

Stendal, 2008-09-15

Der Landrat

Jörg Hellmuth

Gemarkung Schollene
Flur Flurstück Fläche insgesamt
21 1/2 1,9354
21 4/10 2,2244
21 4/11 2,1849
21 4/12 2,3308
21 4/14 2,3396
21 4/19 0,5185
21 4/29 0,9646
21 4/30 2,7655
21 6/2 2,0868
21 6/13 3,0598
21 6/14 1,8238
21 6/22 2,3037
21 6/27 2,1709
21 6/31 2,1032
21 6/34 0,1830
21 6/35 2,1140
21 6/39 0,3532
21 6/40 0,6676
21 6/41 0,3788
21 6/42 0,2441
21 6/45 1,0886
21 6/46 1,0899
21 6/49 0,6938
21 6/50 1,2161
21 6/51 0,5971
21 6/52 1,2271
21 6/53 4,7401
21 6/54 1,5308
21 6/59 3,0907
21 6/60 4,6162
21 6/61 1,0691
21 6/63 1,7559
21 6/64 2,2920
21 6/65 1,1817
21 6/66 1,0982
21 6/67 1,1453
21 6/68 1,0926
21 10/12 2,8542
21 6/77 0,7420
21 6/80 1,3295
21 6/81 0,8692
21 6/83 3,6907
21 6/88 1,9719
21 6/89 0,7587
21 10/10 3,0875
21 10/11 2,9076
21 10/20 1,5409
21 10/22 1,2049
21 10/23 0,7863
21 10/25 1,5327
21 10/27 0,5364
21 10/37 2,9880
21 10/39 3,0099
21 10/43 1,5031
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21 10/45 3,0185
21 10/47 1,0474
21 10/49 0,1668
21 10/51 1,4341
21 16/0 2,2693
19 64/1 0,8968
19 64/2 0,9021
19 64/4 0,8649
19 64/8 0,9224
19 64/11 0,8533
19 64/15 0,8788
19 64/16 0,2402
19 64/21 6,0001

Gemarkung Rehberg
Flur Flurstück Fläche insgesamt
5 22/3 2,0106
5 22/4 3,7342
5 22/6 4,0675
5 22/7 4,0657
5 150/44 1,5185
5 56/1 9,9585
5 62/1 1,4232
5 66/0 5,0400

Hansestadt Havelberg
Der Bürgermeister

Bestätigung der Jahresrechnung 
und Entlastung des Bürgermeisters der Hansestadt Havelberg

Auf der Grundlage des § 108 GO LSA sowie des Schlussberichtes des Rechnungsprüfungs-
amtes und der Stellungnahme zum Schlussbericht bestätigt der Stadtrat Havelberg in seiner
Sitzung am 08.05.2008 die Jahresrechnung für die Haushaltsjahre

2005 und 2006.

Dem Bürgermeister wird für diese beiden Haushaltsjahre die Entlastung erteilt.
Die Jahresrechnungen mit der Stellungnahme liegen in der Zeit vom

23.10. - 04.11.2008

im Rathaus der Hansestadt Havelberg, Markt 1, Zimmer 300 öffentlich aus.

Poloski
Bürgermeister

Vgem Bismark/Kläden
Ergänzungssatzung über den Beitragssatz für wiederkehrende Beiträge

für die öffentlichen Verkehrsanlagen der Stadt Bismark (Altmark)
- Beitragssatzsatzung -

Auf Grund der §§ 4,6 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt vom
05.10.1993 (GVBl. LSA S 568), in Verbindung mit den §§ 2 und 6a des Kommunalabga-
bengesetzes (KAG LSA) vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 405), in der zuletzt geän-
derten Fassung sowie der Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für den Aus-
bau der öffentlichen Verkehrsanlagen der Stadt Bismark (Altmark) (Straßenausbaubeitrags-
satzung) vom 16.10.2003, hat der Stadtrat der Stadt Bismark (Altmark) in seiner Sitzung am
16.10.2008 folgende Ergänzungssatzung über den Beitragssatz für wiederkehrende Beiträge
beschlossen:

§ 1 
Beitragssatz

(1) Der Beitragssatz wird nach Maßgabe der Bestimmungen der Satzung über die Erhebung
wiederkehrender Beiträge für den Ausbau der öffentlichen Verkehrsanlagen der Stadt Bis-
mark (Altmark) aus den jährlichen Investitionsaufwendungen ermittelt.
(2) Der wiederkehrende Beitrag für das Jahr 2008 (Abrechnung der Friedenstraße) beträgt je
Quadratmeter anrechenbare Grundstücksfläche

0,0925 Euro / m2

§ 2 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Bismark (Altmark), den 16.10.2008

Wolter
Bürgermeisterin

Gemeindekirchenrat Jarchau
Nach § 55 der Verordnung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchengemein-
den, Kirchenkreise und Kirchlichen Verbände in der Evangelischen Kirche der Union -
Kirchliche Verwaltungsordnung (VwO) vom 1. Juli 1998 (Abl. EKD 1999 S. 137; Abl. KPS
2000 S. 148), zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. Februar 2002 (ABl. S. 59) hat der
Gemeindekirchenrat der Evangelischen Kirchengemeinde Jarchau (Friedhofsträger) in seiner
Sitzung am 25.08.2008 die nachstehende 

Friedhofssatzung

beschlossen:
Präambel

Der Friedhof ist die Stätte, auf der die Verstorbenen zur letzten Ruhe gebettet werden. Er ist
mit seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich
ein Ort, an dem die Kirche die Botschaft verkündet, dass Christus dem Tode die Macht ge-
nommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. Aus dieser Er-
kenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung auf dem Friedhof Richtung
und Weisung:

I. Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet des Friedhofsträgers gelegenen und von
ihm verwalteten Friedhöfe und Friedhofsteile:
a) Friedhof in Jarchau

§ 2
Friedhofszweck

(1) Der Friedhof des Friedhofsträgers ist eine unselbständige öffentlich-rechtliche Anstalt
des Friedhofsträgers. 
(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung der verstorbenen Gemeindeglieder, die bei ihrem
Ableben Einwohner im Gebiet des Friedhofsträgers waren oder ein Recht auf Beisetzung in
einer bestimmten Grabstätte besaßen.
(3) Ferner werden auf dem Friedhof des Friedhofträgers bestattet:
1. Glieder anderer evangelischer Kirchengemeinden,
2. Angehörige anderer christlicher Religionsgemeinschaften, die am Ort keinen eigenen
Friedhof besitzen und
3. andere Personen, wenn ein zu ihrer Aufnahme verpflichteter Friedhof am Ort nicht vor-
handen ist (Monopolfriedhof). 
(4) Auf Antrag eines Elternteils ist die Bestattung von Tot- und Fehlgeburten zulässig, für die
nach den landesgesetzlichen Bestimmungen keine Bestattungspflicht besteht.
(5)  Ausnahmen bedürfen der schriftlichen Genehmigung des Friedhofsträgers.

§ 3
Schließung und Entwidmung

(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können aus wichtigem öffentlichen Grund für weitere Be-
stattungen gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwendung zugeführt werden (Entwid-
mung). 
(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. So-
weit durch Schließung das Recht auf weitere Bestattungen in Wahlgrabstätten/Urnenwahl-
grabstätten erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Ein-
tritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrab-
stätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kann er die Umbettung bereits bestatteter Leichen
verlangen.
(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs als Ruhestätte der Toten ver-
loren. Die Bestatteten werden, falls die Ruhezeit  (bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrab-
stätten) bzw. die Nutzungszeit (bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten) noch nicht abge-
laufen ist, in andere Grabstätten des Friedhofsträgers umgebettet.
(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt gegeben. Der Nutzungsberech-
tigte einer Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte erhält außerdem einen schriftlichen Be-
scheid, wenn sein Aufenthalt bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermitteln ist. Um-
bettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig sind
sie bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten einem Angehörigen des Verstorbenen, bei
Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten dem Nutzungsberechtigten mitzuteilen.
(5) Ersatzgrabstätten werden von dem Friedhofsträger auf seine Kosten in ähnlicher Weise
wie die Grabstätten auf den entwidmeten oder außer Dienst gestellten Friedhöfen/Friedhofs-
teilen hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechtes.

II. Ordnungsvorschriften

§ 4
Öffnungszeiten

(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den Be-
such geöffnet.
(2) Der Friedhofsträger kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes oder ein-
zelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen.

§ 5
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. 
(2) Die Anordnungen des Friedhofsträgers oder seiner Beauftragten sind zu befolgen.
(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet,
a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen/Rollerblades/Skateboards aller Art, ausge-
nommen Kinderwagen und Rollstühle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für
den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden, zu befahren,
b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu werben,
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszuführen,
d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der Friedhofsver-
waltung gewerbsmäßig zu fotografieren,
e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestattungs-
feier notwendig und üblich sind,
f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen oder zu
beschädigen sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigt zu betreten,
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g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern,
h) zu lärmen oder zu lagern,
i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde.
(4) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten.
(5) Der Friedhofsträger kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedho-
fes und der Ordnung auf ihm vereinbar sind.
(6) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende Veranstal-
tungen bedürfen der Zustimmung des Friedhofsträgers; sie sind spätestens 4 Tage vorher an-
zumelden.

§ 6
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof

(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für
die dem jeweiligen Berufsbild entsprechende gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhöfen der
vorherigen Zulassung durch den Friedhofsträger. 
(2) Die Zulassung ist gebührenpflichtig. 
(3) Auf ihren Antrag hin werden nur solche Gewerbetreibende zugelassen, die in fachlicher,
betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und sich zur Beachtung der Bestim-
mungen dieser Satzung schriftlich verpflichten. 
(4) Steinmetze, Bildhauer und Gärtner oder deren fachliche Vertreter müssen die Meister-
prüfung abgelegt haben oder eine gleichwertige fachliche Qualifikation nachweisen. 
(5) Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer als in Absatz 1 genannter
Tätigkeiten gestattet werden, wenn dies mit dem Friedhofszweck vereinbar ist. Die Absätze
3 und 4 gelten entsprechend. 
(6) Der Friedhofsträger hat die Zulassung davon abhängig zu machen, dass der Antragsteller
einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz
nachweist. 
(7) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechtigungsurkunde. Die zugelassenen
Gewerbetreibenden haben für ihre Bediensteten einen Bedienstetenausweis auszustellen. Die
Zulassung und der Bedienstetenausweis sind dem aufsichtsberechtigten Friedhofspersonal
auf Verlangen vorzuzeigen. Die Zulassung kann befristet werden. 
(8) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu
ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie
oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen verursa-
chen. 
(9) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungs-
zeiten ausgeführt werden. Die Arbeiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der Öffnungszeit
des Friedhofes, spätestens um 19.00 Uhr, zu beenden. Soweit Öffnungszeiten nicht festgelegt
sind, dürfen die Arbeiten nicht vor 7.00 Uhr begonnen werden. Der Friedhofsträger kann
Verlängerungen der Arbeitszeiten zulassen. 
(10) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhö-
fen nur an den von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen gelagert werden. Bei Be-
endigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen
Zustand zu versetzen. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestel-
len der Friedhöfe gereinigt werden. Die bei den Arbeiten anfallenden, nicht kompostierbaren
Abfälle sind nach Abschluss der Arbeiten vom Friedhof zu entfernen.
(11) Der Friedhofsträger kann die Zulassung der Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher
Mahnung gegen die Vorschriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen die Voraus-
setzungen der Absätze 3, 4, 5 und 6 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, auf Zeit
oder Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine Mah-
nung entbehrlich.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7
Anzeigepflicht und Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes zur Beurkundung des Sterbefal-
les beim Friedhofsträger anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen
beizufügen. 
(2) Stille Bestattungen dürfen nur in Anwesenheit eines Beauftragten des Friedhofsträgers
vorgenommen werden.
(3) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte bzw. Urnenwahlgrab-
stätte beantragt, ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. 
(4) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung
vorzulegen. 
(5) Der Friedhofsträger setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Bestattungen erfolgen re-
gelmäßig an Werktagen. Folgen zwei Feiertage aufeinander, so kann die Bestattung auch am
zweiten Feiertag stattfinden. 
(6) Erdbestattungen und Einäscherungen müssen spätestens innerhalb der nach den landes-
gesetzlich bestimmten Fristen nach Eintritt des Todes erfolgen. Aschen müssen spätestens
innerhalb der nach den landesgesetzlich bestimmten Frist nach der Einäscherung bestattet
werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen in einer Urnenreihen-
grabstätte bestattet.

§ 8
Kirchliche Bestattungen

(1) Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung. Den Zeitpunkt legt der
Friedhofsträger im Einvernehmen mit den Angehörigen und dem zuständigen Pfarrer oder
der zuständigen Pfarrerin fest.
(2) Die Bestattung durch einen anderen Pfarrer oder durch eine andere Pfarrerin bedarf der
Zustimmung des zuständigen Pfarrers oder der zuständigen Pfarrerin. Die Bestimmungen der
kirchlichen Ordnung über die Erteilung des Erlaubnisscheines (Dimissoriale) bleiben un-
berührt.

§ 9
Särge und Urnen

(1) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen sein, dass die chemische, physikali-
sche oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht nachteilig
verändert wird und bei Särgen die Verwesung der Leichen innerhalb der Ruhezeit ermöglicht
wird. Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstattungen und -beigaben, und Sargabdich-
tungen und Überurnen dürfen nicht aus Kunststoffen, sondern müssen zur Vermeidung von
Umweltbelastungen aus leichtverrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Sie dürfen keine

PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umweltgefähr-
denden Lacke oder Zusätze enthalten. Die Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und
Naturtextilien bestehen. 
(2) Für die Bestattung in vorhandenen Grüften sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit Me-
talleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind. 

§ 10
Ausheben der Gräber

(1) Die Gräber werden erst nach Zuweisung der Grabstelle und grundsätzlich auf Veranlas-
sung des Friedhofsträgers ausgehoben und wieder verfüllt.  
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur
Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,65 m.  
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke
Erdwände getrennt sein.
(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern beim Aus-
heben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch den Friedhofsträger ent-
fernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden Kosten durch den Nutzungsberechtigten
des Friedhofsträgers zu erstatten.

§ 11
Ruhezeit

(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 30 Jahre, bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Le-
bensjahr 20 Jahre.
(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre.

§ 12
Umbettungen

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden.
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen
Vorschriften, der vorherigen Zustimmung des Friedhofsträgers. Die Zustimmung kann nur
bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden, bei Umbettungen innerhalb des Ge-
bietes des Friedhofsträgers im ersten Jahre der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden
öffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte bzw. Urnenreihengrabstät-
te in eine andere Reihengrabstätte bzw. Urnenreihengrabstätte sind innerhalb des Gebietes
des Friedhofsträgers nicht zulässig. § 3 Abs. 2 und Abs. 3 bleiben unberührt.
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können nur mit
vorheriger Zustimmung des Friedhofsträgers in belegte Grabstätten umgebettet werden.
(4) Alle Umbettungen erfolgen mit Ausnahme der Maßnahmen von Amts wegen nur auf
schriftlichen Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus Reihengrabstätten bzw. Ur-
nenreihengrabstätten der verfügungsberechtigte Angehörige des Verstorbenen, bei Umbet-
tungen aus Wahlgrabstätten bzw. Urnenwahlgrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte.
Mit dem Antrag ist die Grabnummernkarte nach § 14 Abs. 1 Satz 2, § 16 Abs. 2 Satz 2, bzw.
die Verleihungsurkunde nach § 15 Abs. 4, § 16 Abs. 5, vorzulegen. In den Fällen des § 25
Abs. 2 Satz 3 und bei Entziehung von Nutzungsrechten gem. § 25 Abs. 1 Satz 3 können Lei-
chen oder Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in Reihen-
grabstätten/Urnenreihengrabstätten, Grabstätten aller Art umgebettet werden.
(5) Alle Umbettungen werden vom Friedhofsträger oder von ihm besonders Beauftragten
durchgeführt. Er bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung.
(6) Die Kosten der Umbettung hat der Antragsteller zu tragen. Das gilt auch für den Ersatz
von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen,
hat der Antragsteller zu tragen, soweit sie notwendig aufgetreten sind oder den Friedhofsträ-
ger oder dessen Beauftragte bezüglich dieser nur leichte Fahrlässigkeit trifft.
(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unter-
brochen oder gehemmt.
(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur aufgrund behörd-
licher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden.

IV. Grabstätten

§ 13
Arten der Grabstätten

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte
nur nach dieser Satzung erworben werden. Die Größe der Gräber ergibt sich aus dem Bele-
gungsplan.
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in
a) Reihengrabstätten,
b) Wahlgrabstätten,
c) Urnenreihengrabstätten,
d) Urnenwahlgrabstätten.
(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an einer
der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung.
(4) Die Vergabe von Nutzungsrechten an Grabstätten setzt die schriftliche Anerkennung die-
ser Satzung voraus.

§ 14
Reihengrabstätten

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und im
Todesfall für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Über die Zutei-
lung wird eine Grabnummernkarte erteilt. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an der
Reihengrabstätte ist nicht möglich.
(2) Es werden Reihengrabfelder eingerichtet
a) Reihengrabfelder für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr,
b) Reihengrabfelder für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr.
(3) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zulässig, in
einer Reihengrabstätte die Leichen eines Kindes unter einem Jahr und eines Familienan-
gehörigen oder die Leichen von gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter 5 Jahren zu be-
statten.
(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezei-
ten ist 6 Monate vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grab-
feld bekannt zu machen.
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§ 15
Wahlgrabstätten

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen und Urnenbestattungen, an denen
auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und de-
ren Lage im Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Nutzungsrechte an Wahlgrabstät-
ten werden nur anlässlich eines Todesfalles und nur für die gesamte Grabstätte verliehen. Der
Friedhofsträger kann die Erteilung eines Nutzungsrechtes ablehnen, insbesondere wenn die
Schließung nach § 3 beabsichtigt ist.
(2) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten vergeben. In einem Ein-
fachgrab kann eine Leiche bestattet werden. Nach Ablauf der Ruhezeit einer Leiche kann ei-
ne weitere Bestattung erfolgen, wenn die restliche Nutzungszeit die Ruhezeit erreicht oder
ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wiedererworben
worden ist. 
(3) Das Nutzungsrecht kann in der Regel wiedererworben werden. Ein Wiedererwerb ist nur
auf Antrag und nur für die gesamte Wahlgrabstätte möglich. Der Friedhofsträger kann den
Wiedererwerb ablehnen, insbesondere, wenn die Schließung nach § 3 beabsichtigt ist.
(4) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der fälligen Gebühren und Aushändigung der
Verleihungsurkunde.
(5) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte 6 Monate
vorher schriftlich, falls er nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln
ist, durch eine öffentliche Bekanntmachung und durch einen Hinweis für die Dauer von 6
Monaten auf der Grabstätte hingewiesen.
(6) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die
Nutzungszeit nicht überschreitet oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ab-
lauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist.
(7) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines Ab-
lebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht be-
stimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag übertragen. Wird bis zu sei-
nem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in nachstehender
Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustim-
mung über: 
a) auf den überlebenden Ehegatten,
b) auf die Kinder,
c) auf die Eltern,
d) auf die Geschwister,
e) die Enkelkinder,
f) die Großeltern,
g) auf den Partner einer auf Dauer angelegten nichtehelichen Lebensgemeinschaft,
h) auf die nicht unter a) - g) fallenden Erben.
Innerhalb der einzelnen Gruppen b) - f) und h) wird die älteste Person nutzungsberechtigt.
Sofern keine der vorgenannten Personen innerhalb eines Jahres nach dem Ableben des bis-
herigen Nutzungsberechtigten die Zustimmung nach Satz 2 erklärt, erlischt das Nutzungs-
recht. 
(8) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine Person aus dem
Kreis der in Absatz 7 Satz 2 genannten Personen übertragen; er bedarf hierzu der vorherigen
Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Ist keine Person zur Übernahme des Nutzungsrechtes
bereit, so endet das Nutzungsrecht an der Grabstätte nach einer öffentlichen Aufforderung, in
der auf den Entzug des Nutzungsrechtes hingewiesen wird.
(9) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich um-
schreiben zu lassen. Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung
und der dazu ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden,
bei Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der Gestaltung
und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 
(10) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstättten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstät-
ten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine Rückgabe ist nur für
die gesamte Grabstätte möglich.
(11) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zulässig.

§ 16
Aschenbeisetzungen

(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in
a) Urnenreihengrabstätten,
b) Urnenwahlgrabstätten,
c) Grabstätten für Erdbestattungen mit Ausnahme der Reihengrabstätten.
(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und im Todes-
fall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden. Über die Ab-
gabe wird eine Grabnummernkarte ausgehändigt. Ein Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist
nicht möglich. In einer Urnenreihengrabstätte können bis zu 2 Aschen bestattet werden,
wenn die Ruhezeit der zuletzt bestatteten Asche die Ruhezeit der zuerst bestatteten Asche
nicht übersteigt.
(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf
Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren
Lage gleichzeitig im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt wird. Die Zahl der Urnen, die
in einer Urnenwahlgrabstätte bestattet werden können, richtet sich nach der Größe der Grab-
stätte. Urnenwahlgrabstätten können außer in Grabfeldern auch in Mauern, Terrassen und
Kirchgebäuden eingerichtet werden.
(4) In Wahlgrabstätten für Erdbeisetzungen können anstelle eines Sarges bis zu 2 Urnen bei-
gesetzt werden. Bei voll belegten Grabstätten kann die Friedhofsverwaltung auf Antrag die
Beisetzung von bis zu 2 Urnen zusätzlich gestatten, wenn die räumlichen Verhältnisse der
Grabstätte dies zulassen.
(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften
für die Reihengrabstätten und für die Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstät-
ten bzw. die Beisetzung von Aschen in Wahlgrabstätten.

§ 17
Ehrengrabstätten

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder in
geschlossenen Feldern) obliegt dem Friedhofsträger.

V. Gestaltung der Grabstätten

§ 18
Allgemeine Gestaltungsvorschriften

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der Fried-
hofszweck und der Zweck dieser Satzung sowie die Würde des Friedhofes in seinen einzel-
nen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt wird.
(2) Der Baumbestand auf den Friedhöfen steht unter besonderem Schutz. 

VI. Grabmale und bauliche Anlagen

§ 19
Zustimmungserfordernis

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen
Zustimmung des Friedhofsträgers. Auch provisorische Grabmale sind zustimmungspflichtig.
Der Antragsteller hat bei Reihengrabstätten bzw. Urnenreihengrabstätten die Grabnummern-
karte vorzulegen, bei Wahlgrabstätten bzw. Urnenwahlgrabstätten sein Nutzungsrecht nach-
zuweisen.
(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen:
a) Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1 : 10 unter Angabe des
Materials, seiner Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole
sowie der Fundamentierung.
b) Soweit es zum Verständnis erforderlich ist, Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und
der Symbole im Maßstab 1 : 1 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts,
der Form und der Anordnung.
(3) In besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im Maßstab 1 : 10 oder das Auf-
stellen einer Attrappe in natürlicher Größe auf der Grabstätte verlangt werden.
(4) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedürfen eben-
falls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsträgers. Die Absätze 1 bis 3 gel-
ten entsprechend.
(5) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht bin-
nen eines Jahres nach der Zustimmung errichtet worden ist.
(6) Die provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte Holztafeln oder Holzkreuze zuläs-
sig und dürfen nicht länger als 2 Jahre nach der Beisetzung verwendet werden.

§ 20
Anlieferung

(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist dem Friedhofs-
träger der genehmigte Aufstellungsantrag vorzulegen.
(2) Die Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind so zu liefern, dass sie am Friedhofs-
eingang vom Friedhofsträger überprüft werden können; Einzelheiten hierzu kann der Fried-
hofsträger bestimmen.

§ 21
Fundamentierung und Befestigung

(1) Zum Schutz der Allgemeinheit und des Nutzungsberechtigen sind die Grabmale nach den
allgemein anerkannten Regeln des Handwerks (Richtlinien für das Fundamentieren und Ver-
setzen von Grabdenkmälern und Einfassungen für Grabstätten des  Bundesinnungsverbandes
des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks, in der jeweils gültigen Fas-
sung) so zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch
beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für
sonstige bauliche Anlagen entsprechend.
(2) Die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die Größe und Stärke
der Fundamente, bestimmt die Friedhofsverwaltung gleichzeitig mit der Zustimmung nach §
19. Der Friedhofsträger kann überprüfen, ob die vorgeschriebene Fundamentierung durchge-
führt worden ist.
(3) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. Die Mindeststärke
der Grabmale bestimmt sich nach § 19. 

§ 22
Unterhaltung

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und ver-
kehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist insoweit bei Reihengrabstätten bzw. Ur-
nenreihengrabstätten der Inhaber der Grabnummernkarte, bei Wahlgrabstätten bzw. Urnen-
wahlgrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte.
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen
davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich
Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann der Friedhofsträger auf Kosten des Ver-
antwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegung von Grabmalen, Absperrungen) tref-
fen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsver-
waltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Fried-
hofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen
zu entfernen. Der Friedhofsträger ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate auf Kosten
des Verantwortlichen aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne be-
sonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekannt-
machung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat auf-
gestellt wird. 
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden verantwortlich, der durch das Umstürzen
von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen verursacht wird; die Haftung des Fried-
hofsträgers bleibt unberührt; die Verantwortlichen haften dem Friedhofsträger im Innenver-
hältnis, soweit den Friedhofsträger nicht grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz trifft.
(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die
als besondere Eigenart eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeich-
nis geführt. Der Friedhofsträger kann die Zustimmung zur Änderung derartiger Grabmale
und baulichen Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen Denkmalschutz- und -pfle-
gebehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu beteiligen.

§ 23
Entfernung

(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale nur mit vorheriger
schriftlicher Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden. Bei Grabmalen im Sin-
ne des § 22 Abs. 4 kann der Friedhofsträger die Zustimmung versagen.
(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten bzw. Urnenreihengrabstätten oder nach
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Ablauf der Nutzungszeit bei Wahlgrabstätten bzw. Urnenwahlgrabstätten oder nach der Ent-
ziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstige bauliche An-
lagen zu entfernen. Geschieht dies nicht binnen drei Monaten, so ist der Friedhofsträger be-
rechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, das
Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmal oder sonstige bauliche An-
lagen gehen entschädigungslos in das Eigentum Friedhofsträgers über, wenn dies bei Erwerb
des Nutzungsrechts oder bei Genehmigung für die Errichtung des Grabmals oder sonstiger
baulicher Anlagen schriftlich vereinbart wurde. Sofern Wahlgrabstätten vom Friedhofsträger
abgeräumt werden, hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 
(3) Der Friedhofsträger ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte Grabmale einen
Monat nach Benachrichtigung des Inhabers der Grabnummernkarte oder des Nutzungsbe-
rechtigten auf dessen Kosten entfernen zu lassen.

VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten

§ 24
Herrichtung und Unterhaltung

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 18 hergerichtet und dauernd
in Stand gehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen
und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätte zu entfernen.
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem besonderen
Charakter des Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die Grabstätten
dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die öffentlichen Anla-
gen und Wege nicht beeinträchtigen.
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei Reihengrabstätten bzw. Urnenreihen-
grabstätten der Inhaber der Grabnummernkarte, bei Wahlgrabstätten bzw. Urnenwahlgrab-
stätten der Nutzungsberechtigte verantwortlich. Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf
der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. Der Friedhofsträger kann verlangen, dass der Nut-
zungsberechtigte nach Ende der Nutzungszeit oder Ruhezeit die Grabstätte abräumt.
(4) Die Herrichtung und jede wesentliche Änderung bedarf der vorherigen schriftlichen Zu-
stimmung des Friedhofsträgers. Der Antragsteller hat bei Reihengrabstätten bzw. Urnenrei-
hengrabstätten die Grabnummernkarte vorzulegen, bei Wahlgrabstätten bzw. Urnenwahl-
grabstätten sein Nutzungsrecht nachzuweisen.
(5) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und pfle-
gen oder damit einen zugelassenen Friedhofsgärtner beauftragen. Der Friedhofsträger kann
im Rahmen des Friedhofszwecks die Herrichtung und die Pflege übernehmen.
(6) Reihengrabstätten bzw. Urnenreihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach
der Bestattung, Wahlgrabstätten bzw. Urnenwahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten nach
dem Erwerb des Nutzungsrechtes hergerichtet werden.
(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb
der Grabstätten obliegt ausschließlich dem Friedhofsträger.
(8) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der Grab-
pflege ist nicht gestattet.
Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe in sämtlichen Produkten der Trauer-
floristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im Grabschmuck und
bei Grabeinfassunge, bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, sowie Grab-
vasen, Markierungszeichen, und Gießkannen und anderes Kleinzubehör sind nach Ende des
Gebrauchs vom Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung vorgesehenen Behält-
nissen abzulegen.. 
(10) Unzulässig ist
a) das Pflanzen von Bäumen oder großwüchsigen Sträuchern,
b) das Einfassen der Grabstätte mit Metall, Glas oder ähnlichem,
c) das Errichten von Rankgerüsten, Gittern oder Pergolen,
d) das Aufstellen einer Bank oder sonstigen Sitzgelegenheit.
(11) Soweit es der Friedhofsträger unter Beachtung der §§ 24 und 18 für vertretbar hält, kann
sie Ausnahmen von den Vorschriften der Abs. 1 und 2 im Einzelfall zulassen.

§ 25
Vernachlässigung der Grabpflege

(1) Wird eine Reihengrabstätte bzw. Urnenreihengrabstätte oder Wahlgrabstätte bzw. Ur-
nenwahlgrabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der Verantwortliche
(§ 24 Abs. 3) nach schriftlicher Aufforderung des Friedhofsträgers die Grabstätte innerhalb
einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt der Nutzungsberechtigte seiner
Verpflichtung nicht nach, kann der Friedhofsträger in diesem Fall die Grabstätte auf seine
Kosten in Ordnung bringen oder bringen lassen. Der Friedhofsträger kann auch das Nut-
zungsrecht ohne Entschädigung entziehen, soweit sie den Verantwortlichen schriftlich unter
Fristsetzung hierauf hingewiesen hat. In dem Entziehungsbescheid wird der Nutzungsbe-
rechtigte aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von drei
Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen.
(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln,
wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und
Pflege hingewiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwortliche durch ein Hinweis-
schild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit dem Friedhofsträger in Verbindung zu setzen.
Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann der Friedhofsträger
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsähen und 
b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen.
(2) Für Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten gelten Abs. 1 Satz 1 bis 3 entsprechend.
Kommt der Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwal-
tung in diesem Fall die Grabstätte auf seine Kosten in Ordnung bringen lassen oder das Nut-
zungsrecht ohne Entschädigung entziehen. In dem Entziehungsbescheid wird der Nutzungs-
berechtigte aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von
drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen.
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Auffor-
derung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen
Aufwand zu ermitteln, kann der Friedhofsträger den Grabschmuck entfernen. 

VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern

§ 26
Benutzung der Leichenhalle

(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur
mit Erlaubnis des Friedhofsträgers und in Begleitung eines vom Friedhofsträger Beauftrag-
ten betreten werden.

(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die
Angehörigen die Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind spä-
testens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder Beisetzung endgültig zu schließen.
(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten Verstorbenen sollen in ei-
nem besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Räumen
und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen Zustimmung des Amts-
arztes.

§ 27
Trauerfeier

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle), am Grab
oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden.
(2) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an ei-
ner meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zustan-
des der Leiche bestehen.
(3) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf den Friedhöfen bedarf der vorherigen An-
meldung beim Friedhofsträger. Die Auswahl der Musiker und der Darbietung muss gewähr-
leisten, dass ein würdiger Rahmen gewahrt bleibt.

Schlussvorschriften

§ 28
Alte Rechte

(1) Bei Grabstätten, über welche der Friedhofsträger bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits
verfügt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen Vorschrif-
ten.
(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von unbegrenzter
oder unbestimmter Dauer werden auf zwei Nutzungszeiten nach § 15 Abs. 1 oder § 16 Abs.
3 dieser Satzung seit Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach
Inkrafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche.

§ 29
Haftung

Der Friedhofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der
Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere
entstehen. Ihm obliegen keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Im übrigen
haftet der Friedhofsträger nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über
Amtshaftung bleiben unberührt.

§ 30
Gebühren

Für die Benutzung der von dem Friedhofsträger verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtun-
gen sind die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten.

§ 31
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
a) sich als Besucher entgegen § 5 Absatz 1 nicht der Würde des Friedhofes entsprechend ver-
hält oder Anordnungen des Friedhofspersonals nicht befolgt,
b) die Verhaltensregeln des § 5 Absatz 2 missachtet,
c) entgegen § 5 Absatz 6 Totengedenkfeiern ohne vorherige Zustimmung der Friedhofsver-
waltung durchführt,
d) als Gewerbetreibender entgegen § 6 ohne vorherige Zulassung tätig wird, außerhalb der
festgesetzten Zeiten Arbeiten durchführt oder Werkzeuge oder Materialien unzulässig lagert,
e) entgegen § 18 Absatz 1 und 2, § 20 Absatz 1 ohne vorherige Zustimmung Grabmale oder
bauliche Anlagen errichtet, verändert oder entfernt,
f) Grabmale entgegen § 21 Absatz 1 nicht fachgerecht befestigt und fundamentiert oder ent-
gegen § 22 Absatz 1 nicht in verkehrssicherem Zustand erhält,
g) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere Kunststoffe, entgegen § 24 Absatz 9 verwen-
det oder so beschaffenes Zubehör oder sonstigen Abraum oder Abfall nicht vom Friedhof
entfernt oder in den bereitgestellten Behältern entsorgt,
h) Grabstätten entgegen § 25 vernachlässigt.
(2)Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden.

§ 32
Öffentliche Bekanntmachung und Inkrafttreten

(1) Diese Friedhofssatzung einschließlich Anlagen und alle Änderungen hierzu bedürfen zu
ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung.
(2) Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt im „General-Anzeiger“.
(3) Die gültige Fassung der Friedhofssatzung liegt zur Einsichtnahme aus bei S. Wichmann,
Holzstege 5, Jarchau.
(4) Außerdem wird die Friedhofssatzung zusätzlich durch Aushang und Abkündigung be-
kannt gemacht.             
(5) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
bisherige Friedhofssatzung außer Kraft.

Anlage: Richtlinie über die Gestaltung der Grabstätten und Grabmale

Für den Gemeindekirchenrat:

gez. S. Wichmann
Vorsitzender

gez. Kerkow
(Siegel)                                 Mitglied                                                       

gez. Moldenhauer
Mitglied

Kirchenaufsichtlicher Genehmigungsvermerk:

Stendal, den 08. OKT. 2008

gez. Bremer                                                                                                    (Siegel)
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Ausfertigung:
Die vom Gemeindekirchenrat der Kirchengemeinde Jarchau beschlossene Friedhofssatzung
für den Friedhof Jarchau  wurde dem Kirchlichen Verwaltungsamt Stendal als zuständiger
Aufsichtsbehörde angezeigt. Die Aufsichtsbehörde hat am 08.10.2008 die kirchenaufsichtli-
che Genehmigung erteilt.
Die vorstehend benannte Friedhofssatzung wird deshalb ausgefertigt und öffentlich bekannt
gemacht.

Stendal, den 08. OKT. 2008

gez. Bremer

Gebührensatzung 
zur Friedhofssatzung vom 25.08.2008

Präambel
Aufgrund von § 56 der Verordnung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der Kirchen-
gemeinden, Kirchenkreise und Kirchlichen Verbände in der Evangelischen Kirche der Uni-
on - Kirchliche Verwaltungsordnung (VwO) vom 1. Juli 1998 (ABl. EKD 1999 S. 137; ABl.
KPS 2000 S. 148), zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. Februar 2002 (ABl. S. 59)
und § 30 der Friedhofssatzung vom 25.08.2008 hat der Gemeindekirchenrat der Evang. Kir-
chengemeinde Jarchau am 25.08.2008 folgende Friedhofsgebührensatzung beschlossen:

§ 1
Gebührenerhebung

Für die Benutzung des Friedhofs und seiner Einrichtungen und Anlagen sowie die damit ver-
bundenen Leistungen und Amtshandlungen des Friedhofsträgers werden Gebühren nach
Massgabe dieser Gebührensatzung erhoben.

§ 2
Gebühren, Auslagen

(1) Die Höhe der Gebühren bemisst sich nach dem im Zeitpunkt des Entstehens der Ge-
bührenpflicht geltenden Gebührentarif (Anlage). Der Gebührentarif ist Bestandteil dieser
Satzung.
(2) Werden mehrere gebührenpflichtige Leistungen nebeneinander vorgenommen, so wird
für jede Leistung eine Gebühr erhoben.

§ 3
Gebührenpflichtiger

(1) Zur Zahlung der Gebühren für Leistungen nach dieser Satzung ist verpflichtet,
1. wer die Leistung in Anspruch nimmt, sie beantragt hat oder zu wessen Nutzen sie vorge-
nommen wird,
2. wer sich durch Erklärung zur Übernahme der Gebühren verpflichtet hat,
3. der Träger der Sozialhilfe für Verstorbene nach  deren  Tod  in einem  Alten- oder Pflege-
heim, soweit vorrangig Verpflichtete nicht vorhanden oder diesen die Gebühren nicht zu-
mutbar sind.
(2) Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner.

§ 4
Entstehung der Gebührenschuld, Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht bei Inanspruchnahme von Leistungen nach der Friedhofs-
satzung sowie mit Beantragung der jeweiligen Leistung.
(2) Die Gebühren sind sofort nach der Bekanntgabe des entsprechenden Gebührenbeschei-
des, spätestens jedoch nach vier Wochen zur Zahlung fällig.

§ 5
Stundung und Erlass

(1) Die Gebühren können im Einzelfall auf begründetem Antrag aus besonderen Billigkeits-
gründen oder sachlicher Härten gestundet sowie ganz oder teilweise erlassen werden. 
(2) Ein Rechtsanspruch auf Stundung oder Erlass der Gebühren besteht nicht.

§ 6
Rechtsbehelfe, Zwangsmittel

(1) Die Rechtsbehelfe gegen den Gebührenbescheid aufgrund dieser Satzung regeln sich
nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung in der jeweils gültigen Fassung.
(2) Für die zwangsweise Durchsetzung der im Rahmen dieser Satzung erlassenen Gebühren-
bescheide gelten die Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt in der jeweils gültigen Fassung.

§ 7
Öffentliche Bekanntmachung

(1) Diese Gebührensatzung und alle Änderungen hierzu bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öf-
fentlichen Bekanntmachung.
(2) Die öffentliche Bekanntmachung erfolgt im „Generalanzeiger“.
(3) Die gültige Fassung der Gebührensatzung liegt zur Einsichtnahme aus bei S. Wichmann,
Holzstege 5, Jarchau.
(4) Außerdem wird die Gebührensatzung zusätzlich durch Aushang und Abkündigung be-
kannt gemacht.             

§ 8
Außerkrafttreten/Inkrafttreten

(1) Diese Friedhofsgebührensatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige Friedhofsgebührenordnung in der geltenden
Fassung außer Kraft. 
(3) Wurde ein Gebührentatbestand schon vor Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührensatzung
verwirklicht, so ist er nach der bisherigen Friedhofsgebührenordnung abzurechnen.

Für den Gemeindekirchenrat:

gez. S. Wichmann
Vorsitzender

gez. B. Moldenhauer
(Siegel)                                 Mitglied                                                       

gez. Kerkow
Mitglied

Kirchenaufsichtlicher Genehmigungsvermerk:

Stendal, den 08. OKT. 2008

gez. Bremer
(Siegel)

Anlage : Gebührentarif

Ausfertigung:
Die vom Gemeindekirchenrat der Ev. Kirchengemeinde Jarchau beschlossene Friedhofsge-
bührensatzung für den Friedhof Jarchau wurde dem Kirchlichen Verwaltungsamt Stendal als
zuständiger Aufsichtsbehörde angezeigt. Die Aufsichtsbehörde hat am 08.10.2008 die kir-
chenaufsichtliche Genehmigung erteilt.
Die vorstehend benannte Friedhofsgebührensatzung wird deshalb ausgefertigt und öffentlich
bekannt gemacht.

Stendal, den 08. OKT. 2008

gez. Bremer

Anlage zur Gebührensatzung
Gebührentarif

gemäss § 2 der Friedhofsgebührensatzung der Evang. Kirchengemeinde Jarchau
vom 25.08.2008

Tarif- Gebührentatbestand Gebühren
stelle (Euro)

I. Erwerb eines Nutzungsrechts an Wahlgrabstätten und Urnenwahl-
grabstätten für die Dauer von 30 Jahren gemäss § 15 der Fried-
hofssatzung vom 25.08.2008

1. für ein Grablager in einer Grabstelle 90,00
2. für jedes weitere Grablager in einer Grabstelle 90,00
3. für eine Urnenwahlgrabstelle 60,00
4. für die Beisetzung einer Urne in einer schon belegten Erdgrabstelle 45,00
II. Erwerb eines Nutzungsrechts an einer Reihengrabstätte gemäss 

§ 14 der Friedhofssatzung vom 25.08.2008
1. je Reihengrabstelle (für Verstorbene bis zum vollendeten 

5. Lebensjahr), Nutzungszeit 20 Jahre 45,00
2. je Reihengrabstelle (für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr), 

Nutzungszeit 30 Jahre 55,00
3. je Urnenreihengrabstelle Nutzungszeit 20 Jahre 35,00

III. Für die Verlängerung des Nutzungsrechts nach § 15 der Fried-
hofssatzung vom 25.08.2008  je Grabstelle und angefangenem Jahr

1. bei Wahlgrabstätten (für ein Grablager) 3,00
2. bei Urnenwahlgrabstätten 3,00

IV. Grabmalgebühren
1. Für die laufende Überprüfung der Standsicherheit eines Grabmales 

ausser bei liegenden Grabmalen: je angefangenem Jahr 1,00
V. Friedhofsunterhaltungsgebühr
1. Friedhofsunterhaltungsgebühr je Grablager und angefangenem Jahr. 

Die Erhebung erfolgt jeweils für einen 5-Jahreszeitraum im Voraus 5,00
VI. Gebühren für Grabräumung
1. Einebnen eines Grabes und Beräumung baulicher Anlagen 255,00

VII. Sonstige Gebühren, Sonder- und Nebenleistungen
1. Für die Überlassung der Friedhofssatzung 2,50
2. Für die Überlassung der Friedhofsgebührensatzung 1,00
3. Für das Ausstellen von Zweitausfertigungen von Bescheinigungen 3,00
4. Glockenläuten 15,00
5. Gebühr zur Erhebung der Friedhofsunterhaltungsgebühr, jeweils 

alle 5 Jahre, pro Grablager und Jahr 2,80
6. Verwaltungsgebühr im Bestattungsfalle 15,00 
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Gemeindekirchenrat Insel
Änderung der Friedhofsordnung vom 16.12.1996 für den

Friedhof der Ev. Kirchengemeinde Insel

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 13.08.2008  gemäß § 53 der kirchlichen
Verwaltungsordnung vom 05.09.1972 (ABL 1981 Heft 7/8)

Ergänzung zum § 7, Bestattung
Zugefügt wird:
(5) Anonyme Bestattungen, insbesondere in der Urnengemeinschaftsgrabanlage [gemäß §
17, Abs. (1) c)], sind nicht zulässig.

Ergänzung zum § 17, Vergabebestimmungen 
Absatz (1) wird durch den folgenden Punkt ergänzt:
c) Urnengrabstätten in der Urnengemeinschaftsgrabanlage (Ruhezeit 30 Jahre)

Ergänzung zum § 18, Herrichten und Instandhalten der Grabstätten 
Zugefügt wird:
(7) Die Herrichtung und Unterhaltung der Urnengemeinschaftsgrabanlage obliegt aus-
schließlich dem Friedhofsträger. Die Urnengemeinschaftsgrabanlage wird ausschließlich mit
Rasen bepflanzt. 

Ergänzung zum § 21, Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen 
Zugefügt wird:
(6) Für die Urnengemeinschaftsgrabanlage finden ausschließlich liegende flache Grabstein-
platten im Format 35 cm x 35 cm x 6 cm mit den Namen und Daten der Verstorbenen Ver-
wendung. Die Platten und deren Beschriftung werden durch die Nutzungsberechtigten in
Auftrag gegeben und auf deren Kosten hergestellt und verlegt.

Öffentliche Bekanntmachung der Änderung
1. Diese Änderung der Friedhofsordnung bedarf zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Be-
kanntmachung.
2. Öffentliche Bekanntmachung im vollen Wortlaut erfolgt im Amtsblatt des Landkreises
Stendal.
3. Die geltende Fassung der Friedhofsordnung liegt zur Einsichtnahme aus bei Herrn Bernd
Erxleben in Insel.
4. Zusätzlich kann die Änderung der Friedhofsordnung durch Aushang und Kanzelabkündi-
gung bekannt gemacht werden.

Inkrafttreten
Diese Änderung der Friedhofsordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Genehmigung
am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung durch die Kirchengemeinde in Kraft.

Für den Gemeindekirchenrat:

gez. Bernd Erxleben
(Mitglied)

gez. I.Ackermann-Schottstedt
(Mitglied)

(Siegel)
gez. M. Schulze
(Vorsitzender)

Kirchenaufsichtlicher Genehmigungsvermerk:

Stendal, den 23. SEP. 2008

gez. Bremer (Siegel)

2. Änderung der Friedhofsgebührenordnung vom
16.12.1996 für den

Friedhof der Ev. Kirchengemeinde Insel

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 13.08.2008  gemäß § 53 der kirchlichen
Verwaltungsordnung vom 05.09.1972 (ABL 1981 Heft 7/8) und § 6 der Friedhofsordnung

Ergänzung zum § 6, Gebührentarif
I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten

zugefügt wird:
3.1. Beisetzung einer Urne in der Urnengemeinschaftsgrabanalage    250,00 Euro

(Nutzungszeit 30 Jahre)                                     

Öffentliche Bekanntmachung der Änderung
1. Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung bedarf zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen
Bekanntmachung.
2. Öffentliche Bekanntmachung im vollen Wortlaut erfolgt im Amtsblatt des Landkreises
Stendal.
3. Die geltende Fassung der Friedhofsgebührenordnung liegt zur Einsichtnahme aus bei
Herrn Bernd Erxleben in Insel.     
4. Zusätzlich kann die Änderung der Friedhofsgebührenordnung durch Aushang und Kan-
zelabkündigung bekannt gemacht werden.

Inkrafttreten
Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Ge-
nehmigung  am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung durch die Kirchengemeinde in
Kraft.

Für den Gemeindekirchenrat:

gez. Bernd Lühe
(Mitglied)

gez. I. Ackermann-Schottstedt
(Mitglied)

(Siegel)
gez. M. Schulze
(Vorsitzender)

Kirchenaufsichtlicher Genehmigungsvermerk:

Stendal, den 23. SEP. 2008                     

gez. Bremer                                                                    (Siegel)

Landesverwaltungsamt Halle
Bekanntmachung

Das Landesverwaltungsamt gibt bekannt, dass die

E.ON Avacon AG, Schillerstraße 3, 38350 Helmstedt

Anträge auf Erteilung von Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigungen

nach § 9 Abs. 4 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I
S. 2192) i.V.m. § 7 Sachenrechts-Durchführungsverordnung (SachenR-DV) vom 20.12.1994
(BGBl. I S. 3900) für die 

Gastransportleitung Klötze - Langensalzwedel DN 300 PN 16
gestellt hat.

In diesem Verfahren sollen an den in Anspruch genommenen Grundstücken beschränkte per-
sönliche Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhaltung und Erneuerung
bereits bestehender Leitungen / Anlagen bescheinigt werden. Die Dienstbarkeit ist per Ge-
setz für alle am 03.10.1990 auf dem Gebiet der ehemaligen DDR genutzten Energiefortlei-
tungen einschließlich der dazugehörigen Anlagen entstanden.

Im Landkreis Stendal sind folgende Gemarkungen betroffen:

Gemarkung Flur
Holzhausen 1, 2
Könnigde 1
Garlipp 2
Schäplitz 1, 2, 3
Kläden 4, 5
Steinfeld 2, 3, 4, 6
Möringen 3, 5, 6
Tornau 1, 2
Döbbelin 2
Dahlen 8, 9
Stendal 18, 19, 20, 75, 80, 93
Bindfelde 1, 2, 3

Die eingereichten Anträge sowie die beigefügten Unterlagen können beim 
Landesverwaltungsamt 

Referat 106
Ernst-Kamieth-Straße 2

06112 Halle (Saale)
vom 22.10.2008 bis zum 19.11.2008 im Raum C E. 19 eingesehen werden. 

Um Vereinbarung eines Termins zur Einsichtnahme wird gebeten. Telefonische Auskünfte
sind dienstags bis donnerstags unter Tel.: 0345 / 514 3928 möglich.

Das Landesverwaltungsamt erteilt die Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigungen gemäß
§ 9 Abs. 4 GBBerG i.V.m. § 7 Abs. 2, 4 und 5 SachenR-DV nach Ablauf von vier Wochen
nach Bekanntmachung.

Nach § 9 Abs. 3 GBBerG ist dem Eigentümer des belasteten Grundstücks nach Eintrag der
Dienstbarkeit und Aufforderung durch den Grundstückseigentümer ein Ausgleich zu zahlen.

Widerspruch gegen die Erteilung der Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigungen kann
beim Landesverwaltungsamt, Referat 106,  Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale)
schriftlich oder zur Niederschrift nur bis zum Ende der Auslegungsfrist erhoben werden.

Landesverwaltungsamt 
Im Auftrag

gez. Fröhlich
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